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Einleitung 

I n den Staaten der Europäischen Gemeinschaften ist in den letzten 
Jahren eine zunehmende Wanderbewegung zu verzeichnen. Al le in am 
Beispiel der Bundesrepublik Deutschland zeigt sich, daß die Anzahl der 
ausländischen Bewohner des Bundesgebietes im Laufe des letzten Jahr-
zehnts ständig und rapide angestiegen ist. Lebten im September 1969 nur 
2,381 Mil l ionen Ausländer in der Bundesrepublik (auch aus Staaten 
außerhalb der Europäischen Gemeinschaften)1, so stieg die Zahl bis zum 
31. 12. 1971 bereits auf 3,438 Mil l ionen an2. Ende September 1974 sollen 
bereits 4,127 Mil l ionen Ausländer auf dem Boden der Bundesrepublik 
Deutschland gelebt haben3. Viele von ihnen sind bereits länger als fünf, 
manche sogar schon über zehn Jahre in Deutschland4. 

Drei europäische Institutionen — der Europarat, die Europäischen Ge-
meinschaften und der Rat der Gemeinden Europas — haben sich unter 
dem Eindruck dieser Zahlen dem Problem zugewandt, Ausländern in 
den Staaten der Europäischen Gemeinschaften politische Rechte zuzuer-
kennen5. Während die Diskussion noch vor Jahren stets nur um eine 
Verbesserung des wirtschaftlichen und sozialen Status des Ausländers 
im Aufnahmeland geführt  wurde, hat sie sich in letzter Zeit zunehmend 
auf das Problem der Zuerkennung politischer Rechte konzentriert 6. Im 
Vordergrund der Überlegungen steht dabei die Beteiligung an der Wahl 
der staatlichen und kommunalen Vertretungskörperschaften.  A m Ende 
des europäischen Gipfeltreffens  in Paris am 9. und 10. Dezember 1974 
wurde ein Kommuniqué veröffentlicht 7, in dem die Mitgliedstaaten die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften damit betrauten, die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung „besonderer Rechte" an Angehö-
rige der Gemeinschaft zu prüfen 8. Bei den besonderen Rechten handelt 

1 Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1970, S. 42. 
2 Statistisches Jahrbuch 1973, S. 52. 
3 Statistisches Jahrbuch 1975, S. 65. 
4 Siehe dazu: Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer — Repräsentativ-

untersuchung 1972, Bundesanstalt für Arbeit , Nürnberg 1973, S. 33. 
5 Nach einer Meldung der Frankfurter  Allgemeinen  Zeitung  vom 4. 8. 1976, 

Nr. 170, S. 6. 
8 Zuleeg,  Gedanken zu einer europäischen Union, ZRP 1976, S. 123. 
7 Siehe dazu den 8. Gesamtbericht über die Tätigkeit der Europäischen 

Gemeinschaften 1974 (Februar 1975), Anlage zu Kapi te l I . 
8 Bernhardt,  Probleme eines Grundrechtskatalogs für die Europäischen 

Gemeinschaften, i m Anhang zum Bericht der Kommission vom 4. 2. 1976 „Der 

2* 



20 Einlei tung 

es sich in erster Linie um die in den Mitgliedstaaten ausgeübten pol i t i -
schen Rechte9. 

Die Idee, auf dem Gebiet der politischen Rechte eine Inländergleich-
stellung zu erreichen, muß als ein Novum betrachtet werden. Zwar sind 
einerseits zivile oder private Rechte sowie öffentliche  Freiheiten im 
Prinzip und im allgemeinen allen Ausländern eingeräumt, sind anderer-
seits die wirtschaftlichen und sozialen Rechte sowie das Recht auf Zu-
gang zum europäischen öffentlichen  Dienst und das aktive und passive 
Wahlrecht zum Europäischen Parlament Bestandteil eines tatsächlichen 
oder partiellen Besitzstandes aufgrund der Gemeinschaftsverträge,  die 
politischen Rechte jedoch waren Ausländern bislang — der Tradit ion 
entsprechend — verwehrt 10 . 

Zu den wichtigsten politischen Rechten gehören das aktive und pas-
sive Wahlrecht sowie das Recht auf Zugang zum öffentlichen  Dienst auf 
der Ebene der Gemeinden, der Länder (Regionen) und der Nationalpar-
lamente. Sowohl im Rahmen der Untersuchung der Europäischen Ge-
meinschaften als auch in der politischen und rechtswissenschaftlichen 
Diskussion liegt der Schwerpunkt inzwischen eindeutig nicht mehr auf 
dem Wahlrecht zu den nationalen und regionalen Parlamenten, sondern 
auf der Frage, unter welchen Voraussetzungen über den Kreis von 
Staatsangehörigen hinaus auch Ausländern das Kommunalwahlrecht 
verliehen werden kann. 

Die folgende Untersuchung verfolgt zwei Ziele: 

Im ersten  Tei l der Arbeit w i rd die verfassungsrechtliche  Zulässigkeit 
des Wahlrechts zu den staatlichen und kommunalen Vertretungskörper-
schaften an Ausländer umfassend für ein Land der Europäischen Ge-
meinschaften — die Bundesrepublik Deutschland — geprüft.  Sollte sich 
dabei herausstellen, daß zur Zeit de constitutione lata den Ausländern 
weder das Wahlrecht zum Bundestag noch zu den Landtagen und zu den 
Kommunalvertretungen gewährt werden kann, werden für den, wie 
oben ausgeführt,  insbesondere in der Diskussion befindlichen Bereich 

Schutz der Grundrechte i n der Europäischen Gemeinschaft" in : Bul lEG, Bei-
lage 5 (1976), S. 67; Bernhardt  verweist auf die Diskussion, ob den Bürgern 
eines Mitgliedstaates auch in anderen Staaten der Gemeinschaft Wahlrechte 
auf Gemeindeebene zuerkannt werden sollen und zieht i n Erwägung, auch 
insoweit eine Vorschrift  i n einen europäischen Grundrechtskatalog aufzu-
nehmen. 

9 Bericht der Kommission über die Verwirk l ichung von Punkt 11 des 
Schlußkommuniques des europäischen Gipfeltreffens  in Paris am 9. und 10. 12. 
1974 über die Zuerkennung besonderer Rechte, Bul lEG, Beilage 7 (1975), 
S. 26. 

1 0 Bericht der Kommission über die Verwirk l ichung von Punkt 11 des 
Schlußkommuniques des europäischen Gipfeltreffens  in Paris am 9. und 10. 
12. 1974 über die Zuerkennung besonderer Rechte, Bul lEG, Beilage 7 (1975), 
S. 27. 
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der Kommunen alle  jene Formen rein informeller  und beratender Ein-
flußnahme auf die Entscheidungen der Gemeinde dargestellt, die bereits 
de lege lata möglich sind11. Damit w i rd ein Weg zur vorübergehenden 
partiellen politischen Partizipation der Ausländer in der Bundesrepu-
bl ik Deutschland aufgezeigt, der beschritten werden kann, bis der Ver-
fassungsgesetzgeber von seiner ihm eingeräumten Kompetenz zur 
Grundgesetzänderung im Hinblick auf Gewährung des Kommunalwahl-
rechts an Ausländer Gebrauch gemacht hat. I n diesem Zusammenhang 
werden verschiedene Modelle, die ein gestuftes System der Ausländer-
repräsentation vorsehen, dargestellt und auf ihre Effektivität  und In-
tegrationswirkung h in untersucht12. 

Die Ausführungen ergeben, daß nur durch eine Beteiligung der Aus-
länder an Kommunalwahlen eine tatsächliche Einflußnahme auf das 
kommunalpolitische Geschehen und eine wirkl iche Integration in das 
politische und gesellschaftliche System des Aufnahmestaates erreicht 
werden kann. 

Der Gewährung des Wahlrechts an Ausländer stehen heute noch — 
wie das Ergebnis der Untersuchung zeigen w i rd — verfassungsrechtliche 
Schranken entgegen. Da seit einiger Zeit insbesondere die Forderung 
nach Kommunalwahlrecht für Ausländer erhoben wi rd 1 8 , soll im weite-
ren Verlauf der Arbeit geklärt werden, inwieweit bereits heute Auslän-
dern Mitsprache und Repräsentanz in verwandten gesellschaftlichen Or-
ganisationsformen im politischen Willensbildungsprozeß der Bundesre-
publik Deutschland gewährt werden14. 

Das Ergebnis der Bestandsaufnahme — in einigen Institutionen des 
deutschen gesellschaftlichen Lebens nehmen Ausländer schon heute am 
politischen Geschehen in der Bundesrepublik Deutschland tei l — läßt 
den Schluß zu, daß in der Gewährung des Rechts auf Teilnahme von 
Ausländern an Wahlen auf kommunaler Ebene kein isolierter Ak t der 
Rechtsverleihung, sondern vielmehr nur ein weiterer Schritt in Richtung 
einer sich in Stufen vollziehenden politischen Integration der in der 
Bundesrepublik Deutschland lebenden Ausländer gesehen werden kann. 

Dieser Untersuchung ist der Begriff  des Ausländers zugrundegelegt, 
wie er sich aus § 1 Abs. 2 Ausländergesetz ergibt15. Darin heißt es: „Aus-

1 1 Ansatz im : 1. Teil, 4. Abschnitt, 1. 
1 2 1. Teil, 4. Abschnitt, 2. und 3. 
1 8 Nach einer Meldung der Frankfurter  Allgemeinen  Zeitung  vom 4. 8. 1976, 

Nr. 170, S. 6 (Soll Giuseppe Ricci i n den Stadtrat?) prüfen zur Zeit der Europa-
rat und die Europäischen Gemeinschaften, wie den ausländischen Arbei tneh-
mern der Weg zu den Wahlurnen des Gastlandes geöffnet  werden könnte; 
Sasse, Kommunalwahlrecht für Ausländer?; Behrend,  Kommunalwahlrecht 
für Ausländer in der Bundesrepublik, DÖV 1973, S. 370 - 376. 

1 4 Ansatz im: 1. Teil, 5. Abschnitt, 1. 


